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21   NACHHALTIGE ENTWICKLUNG Mai 2016 
 

 

MONET 
 
Die Prinzipien der Nachhaltigen Entwicklung 
 

 

Nachhaltige Entwicklung wird hier mit Prinzipien konkretisiert. Die Prinzipien bilden den Referenzrah-

men, mit dem sich beobachtete Entwicklungen hinsichtlich ihrer Nachhaltigkeit einordnen lassen. Des-

wegen muss jeder Indikator einen Bezug zu mindestens einem Prinzip aufweisen. 

Die Prinzipien werden thematisch den Zieldimensionen "gesellschaftliche Solidarität", "wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit" und "ökologische Verantwortung" zugeordnet und in 20 Bereiche gegliedert.  

 

Prinzipien zur gesellschaftlichen Solidarität 

Allgemeiner Grund-

satz 

1a 

 

Gewährleistung der 

Menschenrechte 

Jedes Mitglied der Gesellschaft hat das Recht auf ein menschenwürdiges 

Leben und auf die freie Entfaltung der Persönlichkeit. Demokratie, Rechts-

sicherheit und kulturelle Vielfalt sind gewährleistet. 

1b Grenzen der individu-

ellen Freiheit 

Die individuellen Entfaltungsmöglichkeiten haben ihre Grenzen dort, wo 

die Menschenwürde gleichzeitig lebender Individuen oder künftiger Gene-

rationen beeinträchtigt wird. 

Objektive Lebensbe-

dingungen 

2a Bedürfnisdeckung Die Deckung der Grundbedürfnisse aller Individuen ist langfristig sicherzustel-

len. Zur Deckung der darüber hinaus gehenden materiellen und immateriellen 

Bedürfnisse soll den Individuen ein angemessener Spielraum eingeräumt wer-

den. 

2b Gesundheitsförderung Die Gesundheit des Menschen soll geschützt und gefördert werden. 

2c 

 

Armutsbekämpfung  Ein menschenwürdiges Leben ist frei von Armut. Bedürftige Mitglieder der Ge-

sellschaft sollen Solidaritätsleistungen erhalten. 

Subjektive Lebensbe-

dingungen 

3a Zufriedenheit und 

Glück 

Die Möglichkeiten für gegenwärtige und künftige Generationen, Lebenszufrie-

denheit und Glück zu finden, sollen erhalten und gefördert werden. 

3b Wohlbefinden berück-

sichtigende Entwick-

lung 

Der sozioökonomische Wandel und die Veränderungen der Umwelt dürfen nicht 

auf Kosten des physischen und psychischen Wohlbefindens des Individuums 

gehen. 

Verteilungsgerechtig-

keit, Chancengleich-

heit 

4a Diskriminierungsverbot  Niemand darf aufgrund äusserer oder innerer Eigenschaften diskriminiert wer-

den. 

4b 

 

Chancengleichheit und 

Verteilungsgerechtig-

keit 

Jedes Mitglied der Gesellschaft soll dieselben Rechte und Chancen haben. Ein 

gerechter Zugang zu Ressourcen und deren gerechte Verteilung ist anzustre-

ben. 

4c Integration Benachtei-

ligter 

Die Integration benachteiligter Bevölkerungsgruppen und Regionen ins wirt-

schaftliche, soziale, kulturelle und politische Leben soll gefördert werden. 
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Sozialer Zusammen-

halt 

5a Interkulturelle und per-

sonelle Verständigung 

In Anerkennung der Tatsache, dass die Funktionstüchtigkeit und Überlebensfä-

higkeit der Gesellschaft wesentlich im solidarischen Handeln ihrer Mitglieder 

gründen, sollen der Austausch und die Verständigung zwischen Einzelnen, 

Gruppen und Menschen verschiedenen Alters gefördert werden. 

5b Soziale und politische 

Partizipation 

Die soziale und politische Partizipation soll gefördert werden. 

Internationale Solidari-

tät 

 

6a 

 

 

Entwicklungszusam-

menarbeit 

Eine weltweit gerechte Entwicklung soll gefördert werden. Dies beinhaltet den 

Abbau von Ungleichheiten auf globaler Ebene. Zentral sind die Armutsbekämp-

fung und die Unterstützung der benachteiligten Länder, Regionen und Bevölke-

rungsgruppen.  

6b Friedens- und Demo-

kratieförderung 

Das friedliche Zusammenleben der Völker und Nationen, die Achtung der Men-

schenrechte und demokratische Staatsstrukturen sollen gefördert werden.  

6c Multilaterale Politik Die multilaterale Politik soll den Erhalt der natürlichen Ressourcen und die Ein-

haltung der Menschenrechte fördern. 

Humankapital 7a 

 

Entwicklung des Hu-

mankapitals 

Das kollektive Wissen und das soziokulturelle Erbe sollen vermehrt, zwischen 

Bevölkerungsgruppen ausgetauscht und für künftige Generationen erhalten 

werden. 

7b Informations- und Mei-

nungsfreiheit 

Informationen sollen ungehindert fliessen. Freie Meinungsbildung und Mei-

nungsäusserung sind zu gewährleisten. 

7c Förderung der Lernfä-

higkeit 

Die Fähigkeit, Informationen differenziert aufzunehmen und zudeuten, soll ge-

fördert werden. 

7d Kindergerechtes Um-

feld 

Kinder und Jugendliche sollen in einem offenen, motivierenden und zukunftsge-

richteten Umfeld leben können. 

 

Prinzipien zur wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 

Allgemeiner Grund-

satz 

8 Wirtschaftsordnung 

im Dienste des Ge-

meinwohls 

Wirtschaftliches Handeln soll individuelle und gesellschaftliche Bedürf-

nisse effektiv und effizient befriedigen. Die wirtschaftlichen Rahmenbedin-

gungen sind so zu gestalten, dass sie die persönliche Initiative fördern 

und dabei das Eigeninteresse in den Dienst des Wohlergehens derzeitiger 

und künftiger Bevölkerung stellen. 

Wirtschaftssystem 

 

9a 

 

Markt als Wirtschafts-

ordnung 

Die Güterallokation soll grundsätzlich auf freien Märkten erfolgen. Bei Marktver-

sagen oder bei Gütern mit überwiegend öffentlichem Interesse (meritorischen 

Gütern) sind Eingriffe in den freien Markt gerechtfertigt. 

9b Kostenwahrheit und 

Verursacherprinzip 

 

Die Preise sollen die Knappheit der natürlichen Ressourcen und Senken wider-

spiegeln sowie die externen Kosten enthalten. Das Verursacherprinzip soll kon-

sequent angewendet werden. 

9c Systemkonforme 

Markteingriffe 

Bei Eingriffen ins Marktgeschehen sollen in erster Linie marktwirtschaftliche In-

strumente eingesetzt werden. 

Leistungs- und Wett-

bewerbsfähigkeit 

 

10a Förderung der wirt-

schaftlichen Leistungs-

fähigkeit 

Die ökonomische Leistungsfähigkeit einer Gesellschaft muss über die Zeit zu-

mindest erhalten werden. Ein effizienter Einsatz der natürlichen Ressourcen, 

sowie eine zukunftsgerichtete Wirtschaftsstruktur sollen gefördert werden. 

10b Innovations- und wett-

bewerbsfreundliche 

Wirtschaftsordnung 

Die Rahmenbedingungen des marktwirtschaftlichen Systems sollen so gestaltet 

werden, dass Innovationen und Wissenstransfer angeregt und funktionsfähige 

Märkte aufrechterhalten beziehungsweise verbessert werden. Die Wettbewerbs-

fähigkeit und die Standortqualität sollen erhalten und gefördert werden. 

10c 

 

Forschungsförderung 

 

Forschung und Entwicklung, welche die Nachhaltige Entwicklung unterstützen, 

sollen gefördert werden. 

10d Langfristige Ausrich-

tung der öffentlichen Fi-

nanzen 

Der gegenwärtige Umgang mit den öffentlichen Finanzen darf die individuelle 

und gesellschaftliche Bedürfnisdeckung künftiger Generationen nicht gefährden. 

10e Erhaltung des produ-

zierten Kapitals 

Bereits produziertes Kapital wie Hoch- und Tiefbauten, Maschinen oder Ausrüs-

tungsgüter soll durch Investitionen erhalten, erneuert oder durch nachhaltigere 

Alternativen ersetzt werden. 
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Flexibilität und Stabili-

tät 

 

11a Voraussehbarkeit von 

Systemänderungen 

Die Rahmenbedingungen des marktwirtschaftlichen Systems sollen so gestaltet 

werden, dass sich eine langfristige Orientierung lohnt und der gesellschaftliche 

Wandel, der zur Anpassung an die zukünftigen Erfordernisse nötig ist, erleich-

tert wird. 

11b Sozialverträgliche Ver-

änderungsgeschwindig-

keit 

Die Geschwindigkeit respektive Langsamkeit von Veränderungen der Rahmen-

bedingungen des wirtschaftlichen Systems darf den sozialen Frieden nicht ge-

fährden. 

Produktion und Kon-

sum von Gütern und 

Dienstleistungen 

12a 

 

Umweltgerechte Pro-

duktion   

Die von Produktionsbetrieben ausgehenden Umweltbelastungen und -risiken 

sollen minimiert, die Energie- und Materialflüsse optimiert werden.  

12b 

 

Umwelt und sozialge-

rechter Konsum 

Der Konsum von Gütern und Dienstleistungen soll möglichst umweltverträglich 

und sozial gerecht sein. 

12c Transparente Betriebs 

und Konsumenteninfor-

mation 

Innerhalb und ausserhalb von Produktionsbetrieben sollen Informationen bereit-

gestellt werden, die für möglichst nachhaltige Produktionsweisen und Konsum-

gewohnheiten nützlich sind (beispielsweise mit Umweltmanagementsystemen). 

Beschäftigung 

 

13 Sinnstiftende und exis-

tenzsichernde Beschäf-

tigung 

Das wirtschaftliche System soll Personen, welche eine Erwerbstätigkeit wün-

schen, eine sinnstiftende Arbeit ermöglichen, mit der sie ihren Lebensunterhalt 

bestreiten können. 

Internationaler Handel 14a 

 

Umwelt und sozialver-

träglicher Welthandel 

Das multilaterale Handelssystem soll die soziale Gerechtigkeit und den scho-

nenden Umgang mit natürlichen Ressourcen begünstigen sowie den Transfer 

hierfür benötigter Technologien fördern. 

14b Allseitig nutzbringender 

Welthandel 

Das multilaterale Handelssystem soll die Deckung der individuellen und gesell-

schaftlichen Bedürfnisse einer Nation fördern, ohne dass dadurch die Bedürfnis-

deckung in anderen Nationen verschlechtert wird. 

 

Prinzipien zur ökologischen Verantwortung 

Allgemeiner Grund-

satz 

15a 

 

Erhaltung der natürli-

chen Lebensgrundla-

gen 

Die natürlichen Lebensgrundlagen sollen langfristig erhalten und beste-

hende Schäden behoben werden. 

15b Erhaltung der Bio-

diversität 

Die Natur muss in ihrer dynamischen Vielfalt erhalten bleiben. Jede Beein-

trächtigung der Natur soll soweit kompensiert werden, dass die Erhaltung 

der biologischen Vielfalt sowie die Qualität und Vernetzung der Lebens-

räume gewährleistet bleibt. 

Ressourcenverbrauch 16a Verbrauchsbegrenzung 

für erneuerbare Res-

sourcen 

Der Verbrauch erneuerbarer Ressourcen ist unter dem Regenerationsniveau zu 

halten. 

16b Verbrauchsbegrenzung 

für nicht erneuerbare 

Ressourcen 

Nicht erneuerbare Ressourcen sollen höchstens in dem Ausmass verbraucht 

werden, wie ein Ersatz durch erneuerbare Ressourcen möglich ist. 

Stoffe und Abfälle 17a 

 

Begrenzung abbauba-

rer Abfälle und Schad-

stoffe 

Die Belastung der Umwelt durch abbaubare Abfälle und Schadstoffe ist zu mini-

mieren. Die Verschmutzung soll die Absorptionsfähigkeit der Ökosysteme nicht 

übersteigen. 

17b Verzicht auf nicht ab-

baubare Schadstoffe 

Die Emission nicht abbaubarer Schadstoffe in die Umwelt soll wenn immer mög-

lich verhindert werden. 

Risiken 18a 

 

Minimierung der Risi-

ken bedingt durch Na-

turkatastrophen 

Die Menschen, deren natürlichen Lebensgrundlagen sowie die Infrastruktur sol-

len durch Präventivmassnahmen oder Anpassungsmassnahmen vor den Aus-

wirkungen von Naturkatastrophen geschützt werden. 

18b Minimierung von men-

schenverursachten Ri-

siken 

Durch menschliche Aktivitäten verursachte Risiken mit schweren Auswirkungen 

auf Mensch und Biosphäre sind nur so weit zulässig, als sie keine dauerhaften 

Schäden über eine Generation hinaus verursachen. 

18c Vorsorge bei Unge-

wissheit 

Schweren oder irreversiblen Umweltschäden soll vorgebeugt werden, auch 

wenn noch keine absolute wissenschaftliche Sicherheit bezüglich des effektiven 

Risikos besteht. Dazu gehört, dass gegen den Klimawandel und dessen Auswir-

kungen vorsorglich Massnahmen getroffen werden sollen. 
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Geschwindigkeit von 

Veränderungen 

19 Rücksicht auf das Zeit-

mass natürlicher Pro-

zesse   

Anthropogene Eingriffe in die Natur dürfen nicht in kürzerer Zeit erfolgen, als na-

türliche Prozesse für die Regeneration und Anpassung benötigen. 

Natur- und Kulturland-

schaft 

20 Lebenswerte Natur- 

und Kulturlandschaft 

Die Gestaltung des natürlichen Lebensraumes des Menschen muss sich von 

der Idee der Menschenrechte leiten lassen. Die Würde des Menschen verlangt 

eine lebenswerte Natur- und Kulturlandschaft, zu der alle Menschen einen 

gleichberechtigten Zugang haben sollen. 
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